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190.
Nachdem das am 19. Juli 1954 in Washington unterzeichnete Garantieabkommen (Reißeck—

Kreuzeck-Projekt) zwischen der Republik Österreich und der Internationalen Bank für Wieder-
aufbau und Wirtschaftsförderung, welches also lautet:

(Übersetzung)

GARANTIEABKOMMEN (Reißeck-Kreuz-
eck-Projekt) zwischen DER REPUBLIK
ÖSTERREICH U N D DER INTERNATIO-
NALEN BANK FÜR WIEDERAUFBAU

U N D WIRTSCHAFTSFÖRDERUNG.

ABKOMMEN vom 19. Juli 1954, zwischen
der REPUBLIK ÖSTERREICH (im nachfol-
genden der „Bürge" genannt) und der INTER-
NATIONALEN BANK FÜR WIEDERAUF-
BAU UND WIRTSCHAFTSFÖRDERUNG (im
nachfolgenden die „Bank" genannt).

Da durch ein Abkommen vom gleichen Datum
zwischen der Bank und der Österreichischen
Elektrizitätswirtschafts-Aktiengesellschaft (Ver-
bundgesellschaft) und der Österreichischen Drau-
kraftwerke-Aktiengesellschaft (im nachfolgenden
die „Anleihenehmer" genannt), welches Ab-
kommen mit den darin bezogenen Anlagen im
nachfolgenden das „Anleiheabkommen" genannt
wird, die Bank sich einverstanden erklärt hat,
den Anleihenehmern eine Anleihe in verschiede-
nen Währungen im Gesamtkapitalsbetrag von
zwölf Millionen Dollar ($ 12,000.000) zu den
im Anleiheabkommen festgesetzten Bedingungen
zu gewähren, jedoch nur unter der Bedingung,
daß der Bürge einverstanden ist, die Zahlung von
Kapital, Zinsen und sonstigen Spesen dieser An-
leihe und die diesbezüglichen Verpflichtungen der
Anleihenehmer zu garantieren; und
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da der Bürge anläßlich des Abschlusses des
Anleiheabkommens zwischen der Bank und den
Anleihenehmern sich einverstanden erklärt hat,
die Zahlung von Kapital, Zinsen und sonstigen
Spesen dieser Anleihe und die diesbezüglichen
Verpflichtungen der Anleihenehmer zu garan-
tieren;

sind die Vertragspartner nunmehr wie folgt
übereingekommen :

Artikel I.

Absatz 1.01. Die Vertragspartner dieses
Garantieabkommens nehmen alle Bestimmungen
der Anleiherichtlinien Nr. 4 der Bank vom
15. Oktober 1952 an, vorbehaltlich jedoch der in
Anlage 3 zum Anleiheabkommen festgelegten
Abänderungen (die so abgeänderten Anleihericht-
linien Nr. 4 sind im nachfolgenden als „An-
leiherichtlinien" bezeichnet), mit der gleichen
Kraft und Wirkung, wie wenn sie zur Gänze
hier festgelegt wären.

Absatz 1.02. Die in Absatz 1.02 des Anleihe-
abkommens definierten Ausdrücke haben, wann
immer sie in diesem Garantieabkommen ange-
wendet werden, die im Anleiheabkommen fest-
gelegte Bedeutung, es sei denn, daß der Zusam-
menhang es anders erfordert.

Artikel II.

Absatz 2.01. Ohne Begrenzung oder Beschrän-
kung irgendeiner der übrigen in diesem Ab-
kommen enthaltenen, ihm obliegenden Vertrags-
pflichten garantiert hiemit der Bürge be-
dingungslos, als Bürge und Zahler, die pünkt-
liche Bezahlung des Kapitals, der Zinsen und der
übrigen Spesen der Anleihe, des Kapitals und der
Zinsen der Schuldverschreibungen, der allfälligen
Prämie für die Vorausbezahlung der Anleihe
oder die Tilgung der Schuldverschreibungen und
die pünktliche Erfüllung aller Vertragspflichten
und Vereinbarungen der Anleihenehmer, wie sie
im Anleiheabkommen festgelegt sind.

Artikel III.

Absatz 3.01. Es wurde zwischen Bürge und
Bank Einvernehmen hergestellt, daß keine Aus-
landsschuld gegenüber dieser Anleihe irgendeinen
Vorrang durch eine in Zukunft eingeräumte
Sicherstellung auf Regierungsbesitz genießen soll.
Zu diesem Zweck verpflichtet sich der Bürge
— außer es sei mit der Bank eine andere Verein-
barung geschaffen — bei Einräumung irgend-
einer Sicherstellung auf seinem Besitz für irgend-
eine Auslandsschuld diese Sicherstellung i p s o
f a c t o in gleicher Weise verhältnismäßig zu-
gunsten der Bezahlung des Kapitals, der Zinsen
und der sonstigen Spesen dieser Anleihe und der
Schuldverschreibungen dieser Anleihe einzu-
räumen und bei Schaffung einer solchen Sicher-
stellung ausdrücklich dementsprechend Vorsorge
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zu treffen. Die vorstehenden Bestimmungen sind
jedoch nicht anzuwenden:

(i) auf irgendeine Sicherstellung, die auf eine
Liegenschaft zur Zeit ihres Ankaufes, lediglich
als Sicherheit für die Bezahlung des Kaufpreises
dieser Liegenschaft, geschaffen wird;

(ii) auf irgendeine Sicherstellung auf Handels-
güter, die für eine Schuld geschaffen wurde, die
nicht mehr als ein Jahr nach dem Zeitpunkt, an
dem sie begründet wurde, fällig wird und die aus
dem Erlös des Verkaufes dieser Handelsgüter
abzuzahlen ist; oder

(iii) auf irgendeine Sicherstellung, die im Zuge
laufender Banktransaktionen entstanden ist und
eine Schuld sichert, die nicht mehr als ein Jahr
nach dem Zeitpunkt, an dem sie gemacht wurde,
fällig wird.

Der Ausdruck „Besitz des Bürgen", wie in
diesem Absatz gebraucht, bedeutet Besitz des
Bürgen oder irgendeiner seiner Dienststellen und
Besitz der Oesterreichischen Nationalbank.

Der Bürge verpflichtet sich weiters, innerhalb
der Grenzen seiner verfassungsmäßigen Be-
fugnisse, die vorstehende Verpflichtung bezüglich
Sicherstellung auf den Besitz irgendeiner seiner
politischen Zusammenschlüsse und deren Dienst-
stellen wirksam zu machen.

Absatz 3.02.
(a) Der Bürge und die Bank haben eng zu-

sammenzuarbeiten, um die Erreichung der
Zwecke der Anleihe zu sichern. Zu diesem
Zweck hat jeder von ihnen dem anderen
alle Auskünfte zu geben, die er bezüglich
des allgemeinen Standes der Anleihe
üblicherweise verlangen kann. Diese Aus-
künfte des Bürgen haben auch Nachweise
über die finanziellen und wirtschaftlichen
Verhältnisse in seinen Gebieten und über
den Stand seiner Zahlungsbilanz zu ent-
halten.

(b) Der Bürge und die Bank haben von Zeit
zu Zeit durch ihre Organe das Einverneh-
men über Angelegenheiten, welche die
Zwecke der Anleihe und die Aufrechterhal-
tung ihrer Bedienung betreffen, herzu-
stellen. Der Bürge hat die Bank unverzüg-
lich über alle Umstände zu unterrichten,
die auf die Erreichung der Zwecke der An-
leihe oder auf die Aufrechterhaltung der
Bedienung derselben störend einwirken
oder störend einzuwirken drohen.

(c) Der Bürge hat beglaubigten Vertretern
der Bank jede Einschaumöglichkeit in Ge-
biete des Bürgen, die üblicherweise verlangt
werden kann, zu gestatten.

Absatz 3.03. Das Kapital, die Zinsen und
sonstigen Spesen der Anleihe und der Schuldver-
schreibungen sowie die allfällige Prämie für die
Vorauszahlung der Anleihe oder die Tilgung der
Schuldverschreibungen sind ohne jeglichen Abzug
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für und frei von irgendwelchen auf Grund der
Gesetze des Bürgen oder auf Grund von auf des-
sen Gebiet geltenden Gesetzen auferlegten Steuern
oder Gebühren zu . bezahlen; jedoch mit dem
Vorbehalt, daß die Bestimmungen dieses Ab-
satzes nicht auf die Besteuerung oder Gebühren
für Zahlungen auf Grund einer Schuldverschrei-
bung an einen anderen Inhaber einer Schuldver-
schreibung als die Bank anzuwenden sind, wenn
der Nutznießer dieser Schuldverschreibung eine
im Gebiete des Bürgen wohnhafte natürliche
oder juristische Person ist.

Absatz 3.04. Dieses Abkommen, das Anleihe-
abkommen, die Schuldverschreibung, die Zession
und die Hypothek sind von allen Steuern oder
Gebühren zu befreien, die auf Grund der Ge-
setze des Bürgen oder auf Grund von auf dessen
Gebiet geltenden Gesetzen auf die oder im
Zusammenhang mit der Ausstellung, Ausgabe,
Lieferung oder Registrierung derselben auferlegt
werden.

Absatz 3.05. Die Bezahlung des Kapitals, der
Zinsen und sonstigen Spesen der Anleihe und der
Schuldverschreibungen sowie der allfälligen
Prämie auf die Vorauszahlung der Anleihe oder
die Tilgung der Schuldverschreibungen sind frei
von allen auf Grund der Gesetze des Bürgen
oder auf Grund von auf dessen Gebiet geltenden
Gesetzen auferlegten Beschränkungen.

Artikel IV.

Absatz 4.01. Der Bürge hat, gemäß den Be-
stimmungen der Anleiherichtlinien, seine Garan-
tie auf den von den Anleihenehmern auszu-
stellenden und zu liefernden Schuldverschreibun-
gen zu indossieren. Der Finanzminister des
Bürgen und die von ihm schriftlich zu bezeich-
nende Person oder Personen sind als die be-
fugten Vertreter des Bürgen für die Zwecke des
Absatzes 6.12 (b) der Anleiherichtlinien be-
stimmt.

Artikel V.

Absatz 5.01. Für die Zwecke des Absatzes 8.01
der Anleiherichtlinien werden die nachfolgenden
Adressen namentlich angegeben:

Für den Bürgen:
Der Bundesminister für Finanzen,
Wien I,
Himmelpfortgasse,
Österreich;

für die Bank:
International Bank for Reconstruction and

Development,
1818 H Street, N. W.,
Washington 25, D. C ,
United States of America.
Absatz 5.02. Für die Zwecke des Absatzes 8.03

der Anleiherichtlinien wird der Bundesminister
für Finanzen des Bürgen bestimmt.
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Urkundlich dessen haben die Vertragspartner
durch ihre hiezu vorschriftsmäßig befugten Ver-
treter die Zeichnung und Hinterlegung dieses
Garantieabkommens im Distrikt Columbia, Ver-
einigte Staaten von Amerika, an dem eingangs
verzeichneten Tag und Jahr veranlaßt.

Namens der Republik Österreich:
Gruber

Bevollmächtigter Vertreter.

Internationale Bank für Wiederaufbau und Wirt-
schaftsförderung :

R. L. Garner
Vizepräsident.

die verfassungsmäßige Genehmigung des Nationalrates erhalten hat, erklärt der Bundespräsident
dieses Abkommen für ratifiziert und verspricht im Namen der Republik Österreich die gewissen-
hafte Erfüllung der in diesem Abkommen enthaltenen Bestimmungen.

Zu Urkund dessen ist die vorliegende Ratifikationsurkunde vom Bundespräsidenten unter-
zeichnet, vom Bundeskanzler, vom Bundesminister für Finanzen und vom Bundesminister für die
Auswärtigen Angelegenheiten gegengezeichnet und mit dem Staatssiegel der Republik Österreich
versehen worden.

Geschehen zu Wien, den 15. Dezember 1954.

Der Bundespräsident:
Körner

Der Bundeskanzler:
i. V. Schärf

Der Bundesminister für Finanzen :
Kamitz

Der Bundesminister für die Auswärtigen Angelegenheiten:
Figl

Das vorliegende Abkommen ist am 15. Dezember 1954 in Kraft getreten.
Raab

191.
Nachdem das am 14. Juni. 1955 in Washington unterzeichnete Garantieabkommen (Lünersee-

Projekt) zwischen der Republik Österreich und der Internationalen Bank für Wiederaufbau und
Wirtschaftsförderung, welches also lautet:

(Übersetzung)
GARANTIEABKOMMEN

(Lünersee-Projekt)
zwischen

DER REPUBLIK ÖSTERREICH UND
DER INTERNATIONALEN BANK FÜR
WIEDERAUFBAU UND WIRTSCHAFTS-

FÖRDERUNG.

ABKOMMEN vom 14. Juni 1955, zwischen
der REPUBLIK ÖSTERREICH (im nachfolgen-
den der „Bürge" genannt) und der INTER-
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NATIONALEN BANK FÜR WIEDERAUF-
BAU UND WIRTSCHAFTSFÖRDERUNG (im
nachfolgenden die „Bank" genannt).

Da durch ein Abkommen vom gleichen Datum
zwischen der Bank und der Vorarlberger Illwerke
Aktiengesellschaft (im nachfolgenden der „An-
leihenehmer" genannt), welches Abkommen mit
den darin bezogenen Anlagen im nachfolgenden
das „Anleiheabkommen" genannt wird, die Bank
sich einverstanden erklärt hat, dem Anleihe-
nehmer eine Anleihe in verschiedenen Währun-
gen im Gesamtkapitalsbetrag von zehn Millionen
Dollar ($ 10,000.000) zu den im Anleihe-
abkommen festgesetzten Bedingungen zu ge-
währen, jedoch nur unter der Bedingung, daß
der Bürge einverstanden ist, die Zahlung von
Kapital, Zinsen und sonstigen Spesen dieser An-
leihe und die diesbezüglichen Verpflichtungen
des Anleihenehmers zu garantieren; und

da der Bürge anläßlich des Abschlusses des
Anleiheabkommens zwischen der Bank und dem
Anleihenehmer sich einverstanden erklärt hat,
die Zahlung von Kapital, Zinsen und sonstigen
Spesen dieser Anleihe und die diesbezüglichen
Verpflichtungen des Anleihenehmers zu garan-
tieren;

sind die Vertragspartner nunmehr wie folgt
übereingekommen:

ARTIKEL I.

Absatz 1.01. Die Vertragspartner dieses
Garantieabkommens nehmen alle Bestimmungen
der Anleiherichtlinien Nr. 4 der Bank vom
15. Feber 1955 an, vorbehaltlich jedoch der
in Anlage 3 zum Anleiheabkommen festgelegten
Abänderungen (die so abgeänderten Anleihe-
richtlinien Nr. 4 sind im nachfolgenden als
„Anleiherichtlinien" bezeichnet), mit der gleichen
Kraft und Wirkung, wie wenn sie zur Gänze hier
festgelegt wären.

Absatz 1.02. Die in Absatz 1.02 des Anleihe-
abkommens definierten Ausdrücke haben, wann
immer sie in diesem Garantieabkommen ange-
wendet werden, die im Anleiheabkommen fest-
gelegte Bedeutung, es sei denn, daß der Zu-
sammenhang es anders erfordert.

ARTIKEL II.

Absatz 2.01. Ohne Begrenzung oder Be-
schränkung irgendeiner der übrigen in diesem
Abkommen enthaltenen, ihm obliegenden Ver-
tragspflichten garantiert hiemit der Bürge be-
dingungslos, als Bürge und Zahler, die pünktliche
Bezahlung des Kapitals, der Zinsen und der
übrigen Spesen der Anleihe, des Kapitals und der
Zinsen auf die Schuldverschreibungen, der all-
fälligen Prämie für die Vorausbezahlung der. An-
leihe oder die Tilgung der Schuldverschreibungen
und die pünktliche Erfüllung aller Vertrags-
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pflichten und Vereinbarungen des Anleihe-
nehmers, wie sie im Anleiheabkommen festgelegt
sind.

ARTIKEL III.

Absatz 3.01. Es wurde zwischen Bürge und
Bank Einvernehmen hergestellt, daß keine Aus-
landsschuld gegenüber dieser Anleihe irgend-
einen Vorrang durch eine in Zukunft einge-
räumte Sicherstellung auf Regierungsbesitz ge-
nießen soll. Zu diesem Zweck verpflichtet sich
der Bürge — außer es sei mit der Bank eine
andere Vereinbarung geschaffen — bei Ein-
räumung irgendeiner Sicherstellung auf seinem
Besitz für irgendeine Auslandsschuld diese
Sicherstellung i p s o f a c t o in gleicher Weise
verhältnismäßig zugunsten der Bezahlung des
Kapitals, der Zinsen und der sonstigen Spesen
dieser Anleihe und der Schuldverschreibungen
dieser Anleihe einzuräumen und bei Schaffung
einer solchen Sicherstellung ausdrücklich dem-
entsprechend Vorsorge zu treffen.

Die vorstehenden Bestimmungen sind jedoch
nicht anzuwenden:

(i) auf irgendeine Sicherstellung, die auf
eine Liegenschaft zur Zeit ihres Ankaufes,
lediglich als Sicherheit für die Bezahlung
des Kaufpreises dieser Liegenschaft, ge-
schaffen wird;

(ii) auf irgendeine Sicherstellung auf Handels-
güter, die für eine Schuld geschaffen wurde,
die nicht mehr als ein Jahr nach dem Zeit-
punkt, an dem sie begründet wurde, fällig
wird und die aus dem Erlös des Verkaufes
dieser Handelsgüter abzuzählen ist; oder

(iii) auf irgendeine Sicherstellung, die im Zuge
laufender Banktransaktionen entstanden ist
und eine Schuld sichert, die nicht mehr als
ein Jahr nach dem Zeitpunkt, an dem sie
gemacht wurde, fällig wird.

Der Ausdruck „Besitz des Bürgen", wie in
diesem Absatz gebraucht, bedeutet Besitz des
Bürgen oder irgendeiner seiner Dienststellen
und Besitz der Oesterreichischen Nationalbank.

Der Bürge verpflichtet sich weiters, innerhalb
der Grenzen seiner verfassungsmäßigen Befug-
nisse, die vorstehende Verpflichtung bezüglich
Sicherstellung auf den Besitz irgendeiner seiner
politischen Zusammenschlüsse und deren Dienst-
stellen wirksam zu machen.

Absatz 3.02. (a) Der Bürge und die Bank
haben eng zusammenzuarbeiten, um die Er-
reichung der Zwecke der Anleihe zu sichern. Zu
diesem Zweck hat jeder von ihnen dem anderen
alle Auskünfte zu geben, die er bezüglich des
allgemeinen Standes der Anleihe üblicherweise
verlangen kann. Diese Auskünfte des Bürgen
haben auch Nachweise über die finanziellen und
wirtschaftlichen Verhältnisse in seinen Gebieten
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und über den Stand seiner Zahlungsbilanz zu
enthalten.

(b) Der Bürge und die Bank haben von Zeit
zu Zeit durch ihre Organe das Einvernehmen
über Angelegenheiten, welche die Zwecke der
Anleihe und die Aufrechterhaltung ihrer Be-
dienung betreffen, herzustellen. Der Bürge hat
die Bank unverzüglich über alle Umstände zu
unterrichten, die auf die Erreichung der Zwecke
der Anleihe oder auf die Aufrechterhaltung der
Bedienung derselben störend einwirken oder
störend einzuwirken drohen.

(c) Der Bürge hat beglaubigten Vertretern der
Bank jede Einschaumöglichkeit in Gebiete des
Bürgen, die üblicherweise verlangt werden kann,
zu gestatten.

Absatz 3.03. Das Kapital, die Zinsen und
sonstigen Spesen der Anleihe und der Schuld-
verschreibungen sowie die allfällige Prämie für
die Vorauszahlung der Anleihe oder die Tilgung
der Schuldverschreibungen sind ohne jeglichen
Abzug für, und frei von irgendwelchen auf
Grund der Gesetze des Bürgen oder auf Grund
von auf dessen Gebiet geltenden Gesetzen auf-
erlegten Steuern oder Gebühren zu bezahlen;
jedoch mit dem Vorbehalt, daß die Bestimmungen
dieses Absatzes nicht auf die Besteuerung oder
Gebühren für Zahlungen auf Grund einer
Schuldverschreibung an einen anderen Inhaber
einer Schuldverschreibung als die Bank anzuwen-
den sind, wenn der Nutznießer dieser Schuld-
verschreibung eine im Gebiete des Bürgen wohn-
hafte natürliche oder juristische Person ist.

Absatz 3.04. Dieses Abkommen, das An-
leiheabkommen, die Schuldverschreibung, die
Zession und die Hypothek sind von allen Steuern
oder Gebühren zu befreien, die auf Grund der
Gesetze des Bürgen oder auf Grund von auf
dessen Gebiet geltenden Gesetzen auf die oder
im Zusammenhang mit der Ausstellung, Ausgabe,
Lieferung oder Registrierung derselben auferlegt
werden.

Absatz 3.05. Die Bezahlung des Kapitals,
der Zinsen und sonstigen Spesen der Anleihe
und der Schuldverschreibungen sowie der all-
fälligen Prämie auf die Vorauszahlung der An-
leihe oder die Tilgung der Schuldverschreibungen
sind frei von allen auf Grund der Gesetze des
Bürgen oder auf Grund von auf dessen Gebiet
geltenden Gesetzen auferlegten Beschränkungen.

ARTIKEL IV.

Absatz 4.01. Der Bürge hat, gemäß den
Bestimmungen der Anleiherichtlinien, seine
Garantie auf den von dem Anleihenehmer aus-
zustellenden und zu liefernden Schuldver-
schreibungen zu indossieren. Der Finanzminister
des Bürgen und die von ihm schriftlich zu be-
zeichnende Person oder Personen sind als die



Stück 51, Nr. 191. 1095

befugten Vertreter des Bürgen für die Zwecke
des Absatzes 6.12 (b) der Anleiherichtlinien be-
stimmt.

ARTIKEL V.

Absatz 5.01. Für die Zwecke des Absatzes 8.01
der Anleiherichtlinien werden die nachfolgenden
Adressen namentlich angegeben:

Für den Bürgen:
Der Bundesminister für Finanzen
Wien I,
Himmelpfortgasse,
Österreich,
für die Bank:
International Bank for Reconstruction and

Development,
1818 H Street, N. W.,
Washington 25, D. C ,
United States of America.

Absatz 5.02. Für die Zwecke des Absatzes 8.03
der Anleiherichtlinien wird der Bundesminister
für Finanzen des Bürgen bestimmt.

URKUNDLICH DESSEN haben die Vertrags-
partner durch ihre hiezu vorschriftsmäßig befug-
ten Vertreter die Zeichnung und Hinterlegung
dieses Garantieabkommens im Distrikt Columbia,
Vereinigte Staaten von Amerika, an dem ein-
gangs verzeichneten Tag und Jahr veranlaßt.

Namens der Republik Österreich:
Gruber

Bevollmächtigter Vertreter.
Internationale Bank für Wiederaufbau und Wirt-

schaftsförderung :
Eugene R. Black

Präsident.

die verfassungsmäßige Genehmigung des Nationalrates erhalten hat, erklärt der Bundespräsident
dieses Abkommen für ratifiziert und verspricht im Namen der Republik Österreich die gewissen-
hafte Erfüllung der in diesem Abkommen enthaltenen Bestimmungen.

Zu Urkund dessen ist die vorliegende Ratifikationsurkunde vom Bundespräsidenten unter-
zeichnet, vom Bundeskanzler, vom Bundesminister für Finanzen und vom Bundesminister für die
Auswärtigen Angelegenheiten gegengezeichnet und mit dem Staatssiegel der Republik Österreich
versehen worden.

Geschehen zu Wien, den 27. Juli 1955.

Der Bundespräsident:
Körner

Der Bundeskanzler:

Raab

Der Bundesminister für Finanzen:
Kamitz

Der Bundesminister für die Auswärtigen Angelegenheiten:
Figl

Das vorliegende Abkommen ist am 27. Juli 1955 in Kraft getreten.
Raab



1096 Stück 51, Nr. 192.

192.

Notenwechsel zwischen der österreichischen Gesandtschaft in Kopenhagen
und dem dänischen Außenministerium über die Aufhebung der Sicht-

vermerkpflicht.

(Übersetzung)
Außenministerium

A. II. jr. nr. 36. D. 85

Kopenhagen, 27. März 1954.

Herr Geschäftsträger!

Ich beehre mich, Ihnen mitzuteilen, daß die
dänische Regierung zur Erleichterung des Reise-
verkehrs zwischen Dänemark und Österreich
bereit ist, mit der österreichischen Regierung
auf folgender Grundlage einen Vertrag ab-
zuschließen:

1. Den dänischen und österreichischen Staats-
angehörigen, ohne Rücksicht auf ihr Herkunfts-
land, wird es freistehen, sich nach Österreich be-
ziehungsweise nach Dänemark zu begeben, ohne
verpflichtet zu sein, vorher einen Sichtvermerk
zu erlangen, unter der Voraussetzung, daß sie
Inhaber eines Passes des Landes sind, dessen
Staatsangehörige sie sind. Es besteht Einverständ-
nis darüber, daß das Höchstausmaß des Auf-
enthaltes für jede Einreise drei Monate nicht
übersteigen darf. Die dänischen und österreichi-
schen Staatsangehörigen, die sich in Österreich
beziehungsweise in Dänemark während eines
dieses Höchstausmaß überschreitenden Zeit-
raumes aufzuhalten wünschen, werden die erfor-
derliche Bewilligung von den zuständigen Be-
hörden zu erlangen haben, denen es freisteht, sie
zu bewilligen oder zu verweigern.

2. Es ist vereinbart, daß die Aufhebung der
Sichtvermerke die dänischen und die österrei-
chischen Staatsangehörigen, die sich nach Öster-
reich beziehungsweise nach Dänemark begeben,
nicht von der Verpflichtung befreit, die däni-
schen und österreichischen Gesetze und Vor-
schriften, betreffend die Einreise, den Aufenthalt
und die Beschäftigung der Ausländer einzuhalten.

Die zuständigen Behörden einer jeden der
beiden Parteien behalten sich das Recht vor,
Personen, die als unerwünscht angesehen werden,
die Einreise oder den Aufenthalt in ihrem Lande
zu verweigern.

3. Die dänischen und die österreichischen
Staatsangehörigen, die sich nach Österreich be-
ziehungsweise nach Dänemark zu begeben wün-
schen, um dort eine bezahlte Anstellung oder
ein Gewerbe, einen Beruf oder irgendeine be-
zahlte Tätigkeit auszuüben, dürfen nach Öster-
reich beziehungsweise nach Dänemark nicht ein-
reisen, ohne vorher im Wege der diplomatischen
oder konsularischen Behörden der beiden in
Rede stehenden Länder einen Sichtvermerk er-
langt zu haben.
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4. Das vorliegende Abkommen tritt 8 Tage,
nachdem die österreichische Regierung der däni-
schen Regierung mitgeteilt hat, daß die Sicht-
vermerke für dänische Staatsangehörige auf-
gehoben sind, in Kraft, frühestens vom 1. Mai
1954 an.

Jede Partei kann das Abkommen vorüber-
gehend aus Gründen der öffentlichen Ordnung
aufheben, und diese Aufhebung muß sofort der
anderen Partei im diplomatischen Wege notifi-
ziert werden.

Jede Partei kann das vorliegende Abkommen
mit einer Vorankündigung von einem Monat
aufkündigen.

Falls die österreichische Regierung bereit ist,
die oben angeführten Vereinbarungen anzuneh-
men, beehre ich mich, vorzuschlagen, daß diese
Note und Ihre Antwort gleichlautend abgefaßt
als Ausdruck des Übereinkommens unserer
beiden Regierungen betrachtet werden.

Genehmigen Sie, Herr Geschäftsträger, die
Versicherung meiner besonderen Hochachtung.

Für den Minister:
Sigurd C h r i s t e n s e n m. p.

Herrn
Dr. Johannes W i l l f o r t ,
Österr. Geschäftsträger a. i.,
K o p e n h a g e n .

Österreichische Gesandtschaft
Kopenhagen

Zl. 1356-A/54
7. April 1954.

Herr Minister!

Ich beehre mich, den Erhalt der Note A. II.
jr. nr. 36. D. 85 vom 27. März d. J. zu bestä-
tigen, womit Eure Exzellenz mich verständigten,
daß die dänische Regierung, um den Reisever-
kehr zwischen Dänemark und Österreich zu
erleichtern, bereit ist, ein Abkommen über die
Aufhebung der Sichtvermerke auf. der Grund-
lage der Gegenseitigkeit abzuschließen, und zur
Kenntnis Eurer Exzellenz zu bringen, daß
der österreichische Ministerrat, vom gleichen
Wunsche beseelt, in seiner Sitzung vom 6. April
die folgenden in der oberwähnten Note vor-
geschlagenen Bestimmungen angenommen hat:

„1. Den dänischen und österreichischen Staats-
angehörigen, ohne Rücksicht auf ihr Herkunfts-
land, wird es freistehen, sich nach Österreich be-
ziehungsweise nach Dänemark zu begeben, ohne
verpflichtet zu sein, vorher einen Sichtvermerk
zu erlangen, unter der Voraussetzung, daß sie
Inhaber eines Passes des Landes sind, dessen
Staatsangehörige sie sind. Es besteht Einverständ-
nis darüber, daß das Höchstausmaß des Auf-
enthaltes für jede Einreise drei Monate nicht
übersteigen darf. Die dänischen und österreichi-
schen Staatsangehörigen, die sich in Österreich
beziehungsweise in Dänemark während eines
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dieses Höchstausmaß überschreitenden Zeit-
raumes aufzuhalten wünschen, werden die erfor-
derliche Bewilligung von. den zuständigen Be-
hörden zu erlangen haben, denen es freisteht, sie
zu bewilligen oder zu verweigern.

2. Es ist vereinbart, daß die Aufhebung der
Sichtvermerke die dänischen und die österrei-
chischen Staatsangehörigen, die sich nach Öster-
reich beziehungsweise nach Dänemark begeben,
nicht von der Verpflichtung befreit, die däni-
schen und österreichischen Gesetze und Vor-
schriften, betreffend die Einreise, den Aufenthalt
und die Beschäftigung der Ausländer einzuhalten.

Die zuständigen Behörden einer jeden der
beiden Parteien behalten sich das Recht vor,
Personen, die als unerwünscht angesehen werden,
die Einreise oder den Aufenthalt in ihrem Lande
zu verweigern.

3. Die dänischen und die österreichischen
Staatsangehörigen, die sich nach Österreich be-
ziehungsweise nach Dänemark zu begeben wün-
schen, um dort eine bezahlte Anstellung oder
ein Gewerbe, einen Beruf oder irgendeine be-
zahlte Tätigkeit auszuüben, dürfen nach Öster-
reich beziehungsweise nach Dänemark nicht ein-
reisen, ohne vorher im Wege der diplomatischen
oder konsularischen Behörden der beiden in
Rede stehenden Länder einen Sichtvermerk er-
langt zu haben.

4. Das vorliegende Abkommen tritt 8 Tage,
nachdem die österreichische Regierung der däni-
schen Regierung mitgeteilt hat, daß die Sicht-
vermerke für dänische Staatsangehörige auf-
gehoben sind, in Kraft, frühestens vom 1. Mai
1954 an.

Jede Partei kann das Abkommen vorüber-
gehend aus Gründen der öffentlichen Ordnung
aufheben, und diese Aufhebung muß sofort der
anderen Partei im diplomatischen Wege notifi-
ziert werden.

Jede Partei kann das vorliegende Abkommen
mit einer Vorankündigung von einem Monat
aufkündigen."

Nachdem die österreichische Bundesregierung
das Vorstehende angenommen hat, beehre ich
mich, Ihnen zu bestätigen, daß die oberwähnte
Note und die vorliegende Antwortnote als Aus-
druck des Abkommens zwischen unseren beiden
Regierungen zu betrachten sind.

Genehmigen Sie, Herr Minister, den Ausdruck
meiner vorzüglichen Hochachtung.

W i l l f o r t m. p.

Seine Exzellenz
Herrn H. C. Hansen ,
Minister für die Auswärtigen Angelegenheiten,
K o p e n h a g e n .

Das in diesem Notenwechsel enthaltene Abkommen ist gemäß seinem Punkt 4 auf
Grund einer wechselseitigen Mitteilung am 10. Mai 1954 in Kraft getreten.

Raab
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193.
Notenwechsel zwischen der Österreichischen Bundesregierung und der Re-
gierung des Königreiches Schweden über die Aufhebung der Sichtvermerk-

pflicht zwischen Österreich und Schweden.

(Übersetzung)

Ministerium
der

Auswärtigen Angelegenheiten.

Stockholm, den 9. April 1954.

Herr Geschäftsträger!

Ich beehre mich zu Ihrer Kenntnis zu brin-
gen, daß die schwedische Regierung zwecks
Erleichterung des Reiseverkehrs zwischen Schwe-
den und Österreich bereit ist, mit der öster-
reichischen Regierung auf folgender Grundlage
ein Abkommen abzuschließen:

1. Den schwedischen und österreichischen
Staatsangehörigen wird es freistehen, sich nach
Österreich beziehungsweise nach Schweden zu
begeben, ohne verpflichtet zu sein, vorher einen
Sichtvermerk zu erlangen, unter der Voraus-
setzung, daß sie Inhaber eines Passes des Landes
sind, dessen Staatsangehörige sie sind. Es besteht
Einverständnis darüber, daß das Höchstausmaß
des Aufenthaltes drei Monate nicht übersteigen
darf. Die schwedischen und österreichischen
Staatsangehörigen, die sich in Österreich bezie-
hungsweise in Schweden während eines dieses
Höchstausmaß überschreitenden Zeitraumes auf-
zuhalten wünschen, werden die erforderliche
Bewilligung von den zuständigen Behörden zu
erlangen haben, denen es freisteht, sie zu bewil-
ligen oder zu verweigern.

2. Es ist vereinbart, daß die Aufhebung der
Sichtvermerke die schwedischen und die öster-
reichischen Staatsangehörigen, die sich nach
Österreich beziehungsweise nach Schweden be-
geben, nicht von der Verpflichtung befreit, die
schwedischen und österreichischen Gesetze und
Vorschriften, betreffend die Einreise, den Auf-
enthalt und die Beschäftigung der Ausländer
einzuhalten.

Die zuständigen Behörden einer jeden der
beiden Parteien behalten sich das Recht vor,
Personen, die als unerwünscht angesehen werden,
die Einreise oder den Aufenthalt in ihrem Lande
zu verweigern.

3. Die schwedischen und die österreichischen
Staatsangehörigen, die sich nach Österreich, be-
ziehungsweise nach Schweden zu begeben wün-
schen, um dort eine bezahlte Anstellung oder
ein Gewerbe, einen Beruf oder irgendeine be-
zahlte Tätigkeit auszuüben, dürfen nach Öster-
reich oder nach Schweden nicht einreisen, ohne
vorher im Wege der diplomatischen oder kon-
sularischen Behörden der beiden in Rede ste-
henden Länder einen Sichtvermerk erlangt zu
haben.
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4. Das vorliegende Abkommen tritt am 1. Mai
1954 in Kraft.

Jede Partei kann das Abkommen vorüber-
gehend aus Gründen der öffentlichen Ordnung
aufheben, und diese Aufhebung muß sofort der
anderen Partei im diplomatischen Wege notifi-
ziert werden.

Jede Partei kann das vorliegende Abkom-
men mit einer Vorankündigung von einem
Monat aufkündigen.

Falls die österreichische Regierung bereit ist,
die oben angeführten Vereinbarungen anzuneh-
men, beehre ich mich vorzuschlagen, daß diese
Note und Ihre Antwort als ein zwischen unseren
beiden Regierungen zustande gekommenes Ab-
kommen betrachtet werden.

Genehmigen Sie, Herr Geschäftsträger, die
Versicherung meiner ausgezeichneten Hoch-
achtung.

Östen U n d é n m. p.

Herrn

Dr. Albert F i l z ,
Geschäftsträger der Republik Österreich.

Österreichische Gesandtschaft.

No. 1279/A/54.

Stockholm, den 9. April 1954.

Herr Minister!

Ich beehre mich, den Erhalt Ihres Schreibens
heutigen Datums, welches wie folgt lautet, zu
bestätigen:

„Ich beehre mich, zu Ihrer Kenntnis zu brin-
gen, daß die schwedische Regierung zwecks
Erleichterung des Reiseverkehrs zwischen Schwe-
den und Österreich bereit ist, mit der öster-
reichischen Regierung auf folgender Grundlage
ein Abkommen abzuschließen:

1. Den schwedischen und österreichischen
Staatsangehörigen wird es freistehen, sich nach
Österreich beziehungsweise nach Schweden zu
begeben, ohne verpflichtet zu sein, vorher einen
Sichtvermerk zu erlangen, unter der Voraus-
setzung, daß sie Inhaber eines Passes des Landes
sind, dessen Staatsangehörige sie sind. Es besteht
Einverständnis darüber, daß das Höchstausmaß
des Aufenthaltes drei Monate nicht übersteigen
darf. Die schwedischen und österreichischen
Staatsangehörigen, die sich in Österreich bezie-
hungsweise in Schweden während eines dieses
Höchstausmaß überschreitenden Zeitraumes auf-
zuhalten wünschen, werden die erforderliche
Bewilligung von den zuständigen Behörden zu
erlangen haben, denen es freisteht, sie zu bewil-
ligen oder zu verweigern.
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2. Es ist vereinbart, daß die Aufhebung der
Sichtvermerke die schwedischen und die öster-
reichischen Staatsangehörigen, die sich nach
Österreich beziehungsweise nach Schweden be-
geben, nicht von der Verpflichtung befreit, die
schwedischen und österreichischen Gesetze und
Vorschriften, betreffend die Einreise, den Auf-
enthalt und die Beschäftigung der Ausländer
einzuhalten.

Die zuständigen Behörden einer jeden der
beiden Parteien behalten sich das Recht vor,
Personen, die als unerwünscht angesehen werden,
die Einreise oder den Aufenthalt in ihrem Lande
zu verweigern.

3. Die schwedischen und die österreichischen
Staatsangehörigen, die sich nach Österreich be-
ziehungsweise nach Schweden zu begeben wün-
schen, um dort eine bezahlte Anstellung oder
ein Gewerbe, einen Beruf oder eine be-
zahlte Tätigkeit auszuüben, dürfen nach Öster-
reich oder nach Schweden nicht einreisen, ohne
vorher im Wege der diplomatischen oder kon-
sularischen Behörden der beiden in Rede ste-
henden Länder einen Sichtvermerk erlangt zu
haben.

4. Das vorliegende Abkommen tritt am 1. Mai
1954 in Kraft.

Jede Partei kann das Abkommen vorüber-
gehend aus Gründen der öffentlichen Ordnung
aufheben, und diese Aufhebung muß sofort der
anderen Partei im diplomatischen Wege notifi-
ziert werden.

Jede Partei kann das vorliegende Abkom-
men mit einer Vorankündigung von einem
Monat aufkündigen.

Falls die österreichische Regierung bereit ist,
die oben angeführten Vereinbarungen anzuneh-
men, beehre ich mich vorzuschlagen, daß diese
Note und Ihre Antwort als ein zwischen unseren
beiden Regierungen zustandegekommenes Ab-
kommen betrachtet werden."

Ich beehre mich, zu Ihrer Kenntnis zu brin-
gen, daß meine Regierung mit dem Vorher-
gehenden einverstanden ist.

Genehmigen Sie, Herr Minister, die Versiche-
rung meiner besonderen Hochachtung.

Der österreichische Geschäftsträger:
Dr. Albert F i l z m. p.

Seiner Exzellenz
Herrn Östen Undén,
Minister der Auswärtigen Angelegenheiten Schwedens,
S t o c k h o l m .

Das vorliegende Abkommen ist gemäß seinem Artikel 4 am 1. Mai 1954 in Kraft getreten.

Raab
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194.
Notenwechsel zwischen der österreichischen Gesandtschaft in der Türkei und
dem türkischen Außenministerium über die Aufhebung des Sichtvermerk-

zwanges.

(Übersetzung)

Österreichische Gesandtschaft
Z. 1045-A/54

Ankara, den 7. April 1954.

Herr Minister!

Ich beehre mich, Eurer Exzellenz, zur Kennt-
nis zu bringen, daß der österreichische Minister-
rat in seiner Sitzung vom 30. März den nach-
stehenden Abkommensentwurf über die Auf-
hebung der Sichtvermerkspflicht zwischen
Österreich und der Türkei genehmigt hat:

1. Den österreichischen und türkischen Staats-
angehörigen, ohne Rücksicht auf ihr Herkunfts-
land, wird es freistehen, sich über alle für den
Reiseverkehr geöffneten Grenzübergänge nach
der Türkei beziehungsweise nach Österreich zu
begeben, ohne verpflichtet zu sein, vorher einen
Sichtvermerk zu erlangen, unter der Voraus-
setzung, daß sie Inhaber eines gültigen Reise-
passes des Landes sind, dessen Staatsangehörige
sie sind. Dieser Reisepaß kann ein Einzel- oder
Sammelpaß, ein gewöhnlicher, ein Diplomaten-,
Spezial- oder Dienstpaß sein.

Es besteht Einverständnis darüber, daß das
Höchstausmaß des Aufenthaltes für jede Einreise
drei Monate nicht übersteigen darf.

Die Staatsangehörigen jedes der beiden Staaten,
welche wünschen, sich in der Türkei beziehungs-
weise in Österreich niederzulassen, oder dort
länger als drei Monate Aufenthalt zu nehmen,
müssen ebenso wie die im Artikel .3 erwähnten
Personen noch vor ihrer Einreise in das Land
unbedingt von den türkischen oder österreichi-
schen diplomatischen oder konsularischen Ver-
tretungsbehörden den erforderlichen Sichtver-
merk einholen.

Gleichwohl müssen die österreichischen und
türkischen Staatsangehörigen, die ohne Sicht-
vermerk nach der Türkei oder nach Österreich
eingereist sind und die aus berechtigten Gründen
ihren Aufenthalt verlängern müssen, von den
örtlichen Behörden die erforderliche Bewilligung
erlangen, wobei es den besagten Behörden frei-
steht, diese zu bewilligen oder zu verweigern.

Die diplomatischen und berufskonsularischen
Funktionäre der beiden Parteien, die sich im
dienstlichen Auftrage im Gebiet der anderen
befinden, und deren Familienmitglieder, die In-
haber eines Diplomatenpasses sind, sind vom
Sichtvermerk befreit, ohne durch das oben er-
wähnte Höchstmaß des Aufenthaltes von drei
Monaten beschränkt zu sein.
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2. Die Aufhebung der Sichtvermerke für Tou-
risten- und Geschäftsreisen befreit die öster-
reichischen und die türkischen Staatsangehörigen,
die sich nach der Türkei beziehungsweise nach
Österreich begeben, nicht von der Verpflichtung,
die türkischen beziehungsweise österreichischen
Gesetze und Vorschriften, betreffend die Ein-
reise, den Aufenthalt der Fremden sowie die
Ausübung irgendeiner auf Gewinn gerichteten
Betätigung oder einer bezahlten Beschäftigung,
einzuhalten.

Die zuständigen Behörden eines jeden der
beiden vertragschließenden Teile behalten sich
das Recht vor, Personen, die als unerwünscht
angesehen werden, die Einreise oder den Auf-
enthalt in ihrem Lande zu verweigern.

3. Die österreichischen und die türkischen
Staatsangehörigen, die sich nach der Türkei
beziehungsweise nach Österreich zu begeben
wünschen, um dort ein Gewerbe, einen Beruf
oder eine andere auf Gewinn gerichtete Be-
schäftigung auszuüben, kommen nicht in den
Genuß der Bestimmungen des Artikels 1 dieses
Abkommens und sind auf jeden Fall gehalten,
im voraus von den zuständigen diplomatischen
und konsularischen Vertretern der beiden in Rede
stehenden Staaten den erforderlichen Sichtver-
merk zu erlangen.

4. Das vorliegende Abkommen wird einen
Monat nach dem Zeitpunkt, an welchem die
österreichische Gesandtschaft dem türkischen
Außenministerium zur Kenntnis bringen wird,
daß sie die Genehmigung der österreichischen
Bundesregierung erhalten hat, in Kraft treten.
Jede Partei kann das Abkommen vorübergehend
aus Gründen der öffentlichen Ordnung auf-
heben und diese Aufhebung muß sofort der
anderen Partei im diplomatischen Wege notifi-
ziert werden.

Jede Partei kann das vorliegende Abkommen
mit einer Vorankündigung von zwei Monaten
aufkündigen.

Gleichzeitig beehre ich mich vorzuschlagen,
daß dieses Schreiben und die gleichlautende Ant-
wort Eurer Exzellenz als Ausdruck des Über-
einkommens der beiden Regierungen angesehen
werden.

Ich ergreife diese Gelegenheit, um Eurer Exzel-
lenz den Ausdruck meiner besonderen Hoch-
achtung zu erneuern.

E. L u e g m a y e r m. p.

der österreichische Geschäftsträger a. i.

Seiner Exzellenz

Herrn Fuat Köprülü,

Minister für die Auswärtigen Angelegenheiten,

Ankara.
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Außenministerium
Büro des Generalsekretärs

Z. 78.042-4

Ankara, den 7. April 1954.

Herr Geschäftsträger!
Ich beehre mich, den Erhalt Ihres Schreibens

heutigen Datums, welches wie folgt lautet, zu
bestätigen:

„Ich beehre mich, Eurer Exzellenz zur Kennt-
nis zu bringen, daß der österreichische Minister-
rat in seiner Sitzung vom 30. März den nach-
stehenden Abkommensentwurf über die Auf-
hebung der Sichtvermerkspflicht zwischen
Österreich und der Türkei genehmigt hat:

1. Den österreichischen und türkischen Staats-
angehörigen, ohne Rücksicht auf ihr Herkunfts-
land, wird es freistehen, sich über alle für den
Reiseverkehr geöffneten Grenzübergänge nach
der Türkei beziehungsweise nach Österreich zu
begeben, ohne verpflichtet zu sein, vorher einen
Sichtvermerk zu erlangen, unter der Voraus-
setzung, daß sie Inhaber eines gültigen Reise-
passes des Landes sind, dessen Staatsangehörige
sie sind. Dieser Reisepaß kann ein Einzel- oder
Sammelpaß, ein gewöhnlicher, ein Diplomaten-,
Spezial- oder Dienstpaß sein.

Es besteht Einverständnis darüber, daß das
Höchstausmaß des Aufenthaltes für jede Einreise
drei Monate nicht übersteigen darf.

Die Staatsangehörigen jedes der beiden Staaten,
welche wünschen, sich in der Türkei beziehungs-
weise in Österreich niederzulassen, oder dort
länger als drei Monate Aufenthalt zu nehmen,
müssen ebenso wie die im Artikel 3 erwähnten
Personen noch vor ihrer Einreise in das Land
unbedingt von den türkischen oder österreichi-
schen diplomatischen oder konsularischen Ver-
tretungsbehörden den erforderlichen Sichtver-
merk einholen.

Gleichwohl müssen die österreichischen und
türkischen Staatsangehörigen, die ohne Sicht-
vermerk nach der Türkei oder nach Österreich
eingereist sind und die aus berechtigten Gründen
ihren Aufenthalt verlängern müssen, von den
örtlichen Behörden die erforderliche Bewilligung
erlangen, wobei es den besagten Behörden frei-
steht, diese zu bewilligen oder zu verweigern.

Die diplomatischen und berufskonsularischen
Funktionäre der beiden Parteien, die sich im
dienstlichen Auftrage im Gebiete des anderen
befinden, und deren Familienmitglieder, die In-
haber eines Diplomatenpasses sind, sind vom
Sichtvermerk befreit, ohne durch das oben er-
wähnte Höchstausmaß des Aufenthaltes von drei
Monaten beschränkt zu sein.

2. Die Aufhebung der Sichtvermerke für Tou-
risten- und Geschäftsreisen befreit die öster-
reichischen und die türkischen Staatsangehörigen,
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die sich nach der Türkei beziehungsweise nach
Österreich begeben, nicht von der Verpflichtung,
die türkischen beziehungsweise österreichischen
Gesetze und Vorschriften, betreffend die Ein-
reise, den Aufenthalt der Fremden sowie die
Ausübung irgendeiner auf Gewinn gerichteten
Betätigung oder einer bezahlten Beschäftigung,
einzuhalten.

Die zuständigen Behörden eines jeden der
beiden vertragschließenden Teile behalten sich
das Recht vor, Personen, die als unerwünscht
angesehen werden, die Einreise oder den Auf-
enthalt in ihrem Lande zu verweigern.

3. Die österreichischen und die türkischen
Staatsangehörigen, die sich nach der Türkei
beziehungsweise nach Österreich zu begeben
wünschen, um dort ein Gewerbe, einen Beruf
oder eine andere auf Gewinn gerichtete Be-
schäftigung auszuüben, kommen nicht in den
Genuß der Bestimmungen des Artikels 1 dieses
Abkommens und sind auf jeden Fall gehalten,
im voraus von den zuständigen diplomatischen
und konsularischen Vertretern der beiden in Rede
stehenden Staaten den erforderlichen Sichtver-
merk zu erlangen.

4. Das vorliegende Abkommen wird einen
Monat nach dem Zeitpunkt, an welchem die
österreichische Gesandtschaft dem türkischen
Außenministerium zur Kenntnis bringen wird,
daß sie die Genehmigung der österreichischen
Bundesregierung erhalten hat, in Kraft treten.
Jede Partei kann das Abkommen vorübergehend
aus Gründen der öffentlichen Ordnung auf-
heben und diese Aufhebung muß sofort der
anderen Partei im diplomatischen Wege notifi-
ziert werden.

Jede Partei kann das vorliegende Abkommen
mit einer Vorankündigung von zwei Monaten
aufkündigen.

Gleichzeitig beehre ich mich vorzuschlagen,
daß dieses Schreiben und die gleichlautende Ant-
wort Eurer Exzellenz als Ausdruck des Über-
einkommens der beiden Regierungen angesehen
werden."

Ich beehre mich, Ihnen zur Kenntnis zu
bringen, daß meine Regierung mit vorstehendem
einverstanden ist.

Genehmigen Sie, Herr Geschäftsträger, die
Versicherung meiner Hochachtung.

Für den Außenminister:
Cevad A ç i k a l i n m. p.

Herrn
E. Luegmayer ,
österreichischer Geschäftsträger,
Ankara .

Das in diesem Notenwechsel enthaltene Abkommen ist am 17. Mai 1954 in Kraft
getreten.

Raab
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195.

ABKOMMEN
ZWISCHEN DER ÖSTERREICHISCHEN
BUNDESREGIERUNG UND DER REGIE-
RUNG DER VOLKSREPUBLIK UNGARN
BETREFFEND DIE REGELUNG DER

DONAUSCHIFFAHRT.
Die Österreichische Bundesregierung und die

Regierung der Volksrepublik Ungarn sind über-
eingekommen, die Donauschiffahrt im Interesse
des Handels- und Schiffsverkehrs zwischen den
beiden Staaten auf der Grundlage des Prinzips
der Freiheit der Schiffahrt durch ein Abkommen
zu regeln.

Zu diesem Zwecke hat

die Österreichische Bundesregierung
Herrn Dr. Olivier R e s s é g u i e r ,

a. o. Gesandter und bevollmächtigter Minister,

und die Regierung der Volksrepublik Ungarn
Herrn Antal K a t o n a ,

erster Stellvertreter des Ministers für Verkehr
und Postwesen,

zu ihren Bevollmächtigten ernannt.

Nachdem die Bevollmächtigten ihre Vollmach-
ten ausgetauscht und für richtig befunden haben,
sind sie in folgenden Bestimmungen übereinge-
kommen:

Artikel I.

Die vertragschließenden Teile bekräftigen hie-
mit die gegenseitige Freiheit der Schiffahrt für
die unter ungarischer beziehungsweise österreichi-
scher Flagge verkehrenden Handelsschiffe auf
dem gesamten Gebiete des österreichischen
Donauabschnittes beziehungsweise auf dem ge-
samten Gebiete des Donauabschnittes der Volks-
republik Ungarn.

Die Rechtswirkung dieses Abkommens er-
streckt sich nicht auf:

a) die Güter- und Personenbeförderung
zwischen den Häfen innerhalb der Grenzen
ein und desselben Landes,

b) die Benützung des Wiener Donaukanals
und

c) die Benützung des Györer Donauarmes, des
Donauarmes von Soroksar sowie des
Speisekanals von Baja.

Artikel II.

Auf den in Artikel I genannten Donauab-
schnitten sichert jeder vertragschließende Teil auf
seinem Staatsgebiet für den Schiffsverkehr, den
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Aufenthalt in den Häfen, den Lade- und Lösch-
dienst, die Inanspruchnahme der öffentlichen
Hafeneinrichtungen und die hiefür zu entrich-
tenden Gebühren, für Umladungen und Leichte-
rungen, für die Versorgung mit Lebensmitteln
wie auch bezüglich der Benützung der öffentli-
chen Hafenanlagen und der Heranziehung zur
Leistung öffentlicher Abgaben die gleiche Be-
handlung zu, die unterschiedslos ausländischen
Schiffen zuteil wird.

Artikel III.

Die vertragschließenden Teile vereinbaren die
Gegenseitigkeit der Anerkennung ihrer Vor-
schriften über den Bau und die Ausrüstung von
Schiffen sowie der Bestimmungen betreffend die
Schiffs- und Begleitpapiere.

Artikel IV.

Die von den Behörden eines der vertrag-
schließenden Teile ausgestellten Donauschiffer-
Ausweise werden von dem anderen vertrag-
schließenden Teil nach Maßgabe der folgenden
Bestimmungen als Reisedokumente anerkannt. Die
gegenseitige Bekanntgabe derjenigen Behörden,
welche zur Ausstellung der Donauschiffer-Aus-
weise berechtigt sind, wird ehestens auf diplo-
matischem Wege erfolgen. Die Beschreibung des
Donauschiffer-Ausweises ist diesem Abkommen
als Anhang, der einen integrierenden Bestand-
teil desselben bildet, beigeschlossen.

Der Donauschiffer-Ausweis berechtigt den In-
haber, die Staatsgrenze auf der Donau ohne Reise-
paß und Sichtvermerk zu überschreiten, jedoch
nur auf dem Schiffe, in dessen Personalliste er
verzeichnet ist.

Der Schiffsführer jedes am Anlegplatz ankom-
menden Schiffes oder dessen Bevollmächtigter be-
kommt nach Erledigung der Anmeldeformalitäten
von den zuständigen Behörden Landverkehrser-
laubnis für das Schiffspersonal zur Durchführung
der Be- und Entladung zur Ergänzung des
Brennstoff- und Lebensmittelvorrates usw. be-
ziehungsweise im Zusammenhange mit den Fäl-
len, welche im Artikel XI dieses Abkommens auf-
gezählt sind.

Der Donauschiffer-Ausweis berechtigt den In-
haber in Verbindung mit einem besonderen, von
einem Schiffahrtsunternehmen ausgestellten und
von der zuständigen Behörde mit Angabe von
Reiseziel und Zweck bescheinigten Reiseauftrag,
sich auf dem Landwege von einem Vertragsstaat
in den anderen ohne Reisepaß zu begeben, wenn
der Reiseauftrag von der zuständigen Behörde
des anderen Vertragsstaates mit einem gültigen
Sichtvermerk versehen ist. Die vertragschließen-
den Teile geben einander auf diplomatischem
Wege die Namen jener Personen bekannt, die
für solche Reisen in Betracht kommen können.
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Nach der Gutheißung der Namensliste durch den
anderen vertragschließenden Teil muß diesen
Personen unverzüglich, spätestens jedoch binnen
drei Tagen, der Sichtvermerk erteilt werden.

Die vorstehenden Bestimmungen finden auch
auf Kinder unter 15 Jahren der Inhaber der
Donauschiffer-Ausweise Anwendung, sofern sie
in diesem Dokument und in die Personalliste ein-
getragen sind.

Artikel V.

Die vertragschließenden Teile verpflichten sich,
Anträge der Generaldirektoren, der Leiter der
kommerziellen, der nautischen und der techni-
schen Abteilungen der beiderseitigen Donau-
schiffahrtsgesellschaften oder deren Stellvertreter
auf Erteilung von Sichtvermerken in ihren Reise-
pässen, für Reisen aus dienstlichen Anlässen, un-
verzüglich, längstens jedoch binnen drei Tagen,
aufrecht zu erledigen. Die vorherige Bekanntgabe
der Namen der vorgenannten Personen zwecks
Einholung der Gutheißung durch den anderen
vertragschließenden Teil wird jeweils auf diplo-
matischem Wege erfolgen.

Artikel VI.

Die vertragschließenden Teile vereinbaren,
daß Fahrgäste nur auf Personenschiffen befördert
werden und die Reisen dieser Fahrgäste ent-
sprechend den jeweils gültigen Paß- und Sicht-
vermerksvorschriften erfolgen können.

Die Bestimmung des vorstehenden Absatzes
findet auf den in Artikel V genannten Personen-
kreis sowie auf die Organe der beiderseits zu-
ständigen Schiffahrtsbehörden keine Anwendung.

Artikel VII.

Die unter der Flagge eines der vertragschließen-
den Teile verkehrenden Handelsschiffe samt ihren
zur Schiffahrt erforderlichen Einrichtungen
bleiben während ihres Verkehrs zwischen den
beiden Ländern bei ihrem Ein- und Ausgang frei
von Zöllen, Steuern und Gebühren. Dies gilt
nicht für die Ein-, Austritts- und Manipulations-
gebühren, die von allen ausländischen ein- und
austretenden Schiffen in gleicher Höhe einge-
hoben werden.

Artikel VIII.

Die Vorräte, die zur Verpflegung der Be-
satzung und der Fahrgäste oder zum Betrieb oder
zur Instandhaltung notwendig sind und der Ver-
fügungsgewalt des Schiffsführers unterstehen, sind
beim Ein- und Ausgang zoll-, steuer- und ge-
bührenfrei, wenn sie unter Einhaltung der vor-
geschriebenen Überwachungsbestimmungen regel-
mäßig auf dem Schiffe Verwendung finden.
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Wenn die mitgeführten Vorräte die notwen-
dige Menge übersteigen, sind die über das Not-
wendige hinausgehenden Mengen unter Zollver-
schluß zu legen.

Für die sonstigen, in den beiden vorhergehen-
den Absätzen nicht genannten mitgeführten
Waren gelten die allgemeinen Zollvorschriften des
betreffenden Staates.

Artikel IX.

Die unter der Flagge eines der vertragschließen-
den Teile verkehrenden Handelsschiffe sowie die
mitgeführten Waren bleiben bei der Durchfahrt
durch das Gebiet des anderen vertragschließenden
Teiles frei von Zöllen und mit den Zöllen zur
Einhebung gelangenden Steuern und Gebühren;
hinsichtlich der sonstigen Abgaben und Gebühren
sichern die vertragsschließenden Teile einander
die gleiche Behandlung zu, die unterschiedslos
ausländischen Schiffen zuteil wird. Die Zollver-
waltung des Durchgangsstaates kann die Durch-
gangsware unter Zollverschluß legen oder das
Schiff amtlich begleiten lassen.

Artikel X.

Die vertragschließenden Teile verpflichten sich,
im Rahmen der eigenen Vorschriften für eine be-
schleunigte Grenzabfertigung der Donauschiffe
zu sorgen.

Artikel XI.

Der Abschluß von Vereinbarungen, die kom-
merziellen, betrieblichen oder Zwecken der gegen-
seitigen Betriebsstoffversorgung beziehungsweise
der Lagerung von Kohle und Öl, ferner der
gegenseitigen Hilfeleistung im Falle eines techni-
schen und nautischen Notstandes dienen, bleibt
den Schiffahrtsgesellschaften der vertragschließen-
den Teile vorbehalten.

Artikel XII.

Die vertragschließenden Teile kommen über-
ein, daß die zweckmäßige Aufteilung der auf dem
Donauwege zur Beförderung gelangenden Güter
den Gegenstand eines den beiderseitigen Interes-
sen Rechnung tragenden Abkommens zwischen
den Schiffahrtsgesellschaften der vertragschließen-
den Teile bilden kann.

Artikel XIII.

Die vertragschließenden Teile vereinbaren, bei
voller Wahrung der Gegenseitigkeit auf den in
ihren Gebieten liegenden Donauabschnitten, alle
zur Gewährleistung der freien Schiffahrt notwen-
digen Vorkehrungen zu treffen. Sie verpflichten
sich, unverzüglich Maßnahmen zur Behebung
von Störungen der freien Schiffahrt zu ergreifen.
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Die vertragschließenden Teile kommen weiters
überein, im Falle einer wie immer gearteten
Störung der freien Schiffahrt diesbezüglich sowie
über die Höhe des allenfalls durch den Staat, auf
dessen Gebiet sich die Störung ereignete, zu
leistenden Schadenersatzes unverzüglich auf di-
plomatischem Wege eine einvernehmliche Re-
gelung in die Wege zu leiten.

Sollte eine solche Regelung nicht erzielt werden
können, behält sich jeder vertragschließende Teil
das Recht vor, entsprechende Maßnahmen zu er-
greifen.

Artikel XIV.

Die vertragschließenden Teile kommen über-
ein, daß sie das vorliegende Abkommen erst in
Kraft setzen werden, sobald die Schiffahrtsunter-
nehmungen hinsichtlich der Ausübung der Tätig-
keit der Schiffahrtsagenturen eine beiderseits be-
friedigende Regelung erzielt haben.

Artikel XV.

Das vorliegende Abkommen tritt am Tage
seiner Unterzeichnung in Kraft und bleibt zu-
nächst bis zum 31. Dezember 1954 gültig. Es gilt
als jeweils für ein weiteres Jahr verlängert, falls
es nicht von einem der beiden vertragschließenden
Teile mindestens drei Monate vor Ablauf des
Kalenderjahres gekündigt wird.

Geschehen zu Budapest,
in je zwei gleicherweise authentischen Exemplaren,

in deutscher und ungarischer Sprache,
am 18. Mai 1954.

Für die Österreichische Bundesregierung:

R e s s é g u i e r

Für die Regierung der Volksrepublik Ungarn:

K a t o n a Antal

Das Abkommen ist gemäß seinem Artikel XV am 18. Mai 1954 in Kraft getreten.

Raab
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ANHANG
(zu Artikel IV)



Stück 51, Nr. 196 und 197. 1113

196. Kundmachung des Bundeskanzler-
amtes vom 6. September 1955 über den Bei-
tritt weiterer Staaten zur Verfassung der Or-
ganisation der Vereinten Nationen für Erzie-
hung, Wissenschaft und Kultur (UNESCO).

Nach einer Mitteilung der britischen Regie-
rung haben bis 1. Juli 1955 folgende weitere
Staaten die Verfassung der Organisation der Ver-
einten Nationen für Erziehung, Wissenschaft und
Kultur (UNESCO) — BGBl. Nr. 49/1949 —
angenommen:

Paraguay und Äthiopien.

Raab

197. Kundmachung des Bundeskanzler-
amtes vom 6. September 1955, betreffend die
Ratifikation der Konvention über die
Rechtsstellung der Flüchtlinge durch die

Schweizerische Eidgenossenschaft.
Nach einer Mitteilung des Leiters des Rechts-

büros der Vereinten Nationen hat die Schweize-
rische Eidgenossenschaft die Ratifikationsurkunde
zur Konvention über die Rechtsstellung der
Flüchtlinge vom 28. Juli 1951 beim General-
sekretär der Vereinten Nationen am 21. Jänner
1955 in Übereinstimmung mit Art. 39 Abs. 2
der Konvention hinterlegt.

Gemäß Art. 43 Abs. 2 trat die Konvention
über die Rechtsstellung der Flüchtlinge am
21. April 1955 für die Schweizerische Eid-
genossenschaft in Kraft.

Anläßlich der Hinterlegung der Ratifikations-
urkunde hat die Schweizerische Eidgenossen-
schaft folgende Erklärung abgegeben und fol-
gende Vorbehalte gemacht.

Erklärung:
(Übersetzung)

Gemäß Absatz 1 des Ab-
schnittes B von Artikel 1 er-
klärt der Schweizerische Bundes-
rat, daß vom Standpunkt der
von ihm auf Grund dieser Kon-
vention übernommenen Ver-
pflichtungen die in Ziffer 2 des
Abschnittes A von Art. .1 ent-
haltenen Worte „Ereignisse, die
vor dem 1. Jänner 1951 ein-
getreten sind", in folgendem
Sinne ausgelegt werden: „Er-
eignisse, die vor dem 1. Jänner
1951 in Europa oder anderswo
eingetreten sind."

Vorbehalte:
(Übersetzung)

Zu Artikel 17:

Was das Recht zur Annahme
einer entgeltlichen Anstellung
anbetrifft, sind die Flüchtlinge
im allgemeinen den Ausländern
rechtlich gleichgestellt, wobei je-
doch zugesichert wird, daß die
zuständigen Behörden die
größtmöglichen Anstrengungen
unternehmen, die Bestimmun-
gen dieses Artikels auf die
Flüchtlinge anzuwenden.

Zu Artikel 24, Absatz 1, lit. a
und b Absatz 3:

Für die Flüchtlinge sind die
für die Ausländer allgemein gül-
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tigen Vorschriften auf dem Ge-
biet der beruflichen Ausbildung
und Lehrzeit, Arbeitslosenver-
sicherung, Alters- und Hinter-
bliebenenversicherung maßge-
bend.

Bezüglich der Alters- und
Hinterbliebenenversicherung

haben die Flüchtlinge, die in der
Schweiz ihren Wohnsitz haben,
(inbegriffen ihre Hinterbliebe-
nen, wenn diese als Flüchtlinge
betrachtet werden), jedoch schon
das Recht auf. gewöhnliche
Alters- oder Hinterbliebenen-
renten, nachdem sie ihre Bei-
träge wenigstens ein ganzes Jahr
bezahlt haben, vorausgesetzt,
daß sie zehn Jahre in der
Schweiz ihren Wohnsitz hatten,
von welchen ununterbrochene
fünf Jahre dem Eintritt des
Versicherungsfalles unmittelbar
vorausgegangen sind.

Darüber hinaus findet die
Kürzung der Renten um ein
Drittel, die im Falle von Aus-
ländern und Staatenlosen im
Artikel 40 des Bundesgesetzes
für Alters- und Hinterbliebe-
nenversicherung vorgesehen ist,
auf Flüchtlinge keine Anwen-
dung. Flüchtlinge, die in der
Schweiz wohnhaft sind und die
beim Eintritt des Versicherungs-
falles keinen Anspruch auf
Alters- oder Hinterbliebenen-
versicherung haben, erhalten
nicht nur ihre eigenen Beiträge
gemäß Anordnung des Bundes-
rates vom 14. März 1952, son-
dern auch die Beiträge zurück,
die eventuell durch den Arbeit-
geber bezahlt wurden.

Raab


